
Die Stationen ihrer Thüringer Rei-
se haben Heidi Knake-Werner, be-
kannt als LINKE Berliner Sozialse-
natorin (bis 2009), durchaus beein-
druckt: Erfurt, Eisenach, Gera, Suhl,
Ilmenau und zusammen mit dem
Sozialressort der Landtagsfraktion
der LINKEN in Mühlhausen, Herbs-
leben und dem Hainich unterwegs.
Bei einem Zwischenfazit, das sie ge-
meinsam mit der Landtagsabgeord-
neten Karola Stange zog, trafen wir
sie in Erfurt und nutzten die Gele-
genheit für Nachfragen.

In Herbsleben stand die Besichti-
gung der „Villa Kunterbunt“ auf dem

desämter sowie der ganze Kranken-
hausbereich. Geholfen haben mir die
Erfahrungen aus dem Bundestag, wo
ich zuletzt Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der PDS-Fraktion war.
In diesen ersten Jahren gelang es uns,
die Privatisierung des deutschland-
und wahrscheinlich auch europaweit
größten Krankenhauskonzerns zu ver-
hindern. 

Wir haben das Konzept „Soziale
Stadt“ auf den Weg gebracht und es
mit der Integration verbunden. Wir wa-
ren das erste Bundesland mit einem In-
tegrationskonzept quer durch alle Res-
sorts. Mit der Kampagne „Berlin

Heidi-Knake Werner: Anfangs
mussten wir uns natürlich erst auf die
Regierungsanforderungen einstellen,
ein Lernprozess für die Fraktion und
für die Senatoren. Was aber wichtig
war, dass wir vielfach Bericht erstattet
haben. Ich habe es jedenfalls sehr in-
tensiv gemacht mit all den Facetten
der  konkreten Arbeit. 

Wenn LINKE in die Regierungs-
Verantwortung gehen, worauf müs-
sen sie sich gefasst machen?

Heidi Knake-Werner: Man muss
gründlich abwägen, überlegen, was
man erreichen will, ein klares Bild vor
Augen haben. Die Bereitschaft zu Kom-
promissen sollte man mitbringen,
sonst ist es kein Vergnügen, aber das
ist sowieso begrenzt, das Vergnügen.
Man muss einstecken können und zu-
gleich hartnäckig und geduldig sein. Ei-
nen langen Atem muss man haben und
eben diese Kompromissfähigkeit, auch
wenn es nur die halbe Miete ist. Und
man muss auch mit Niederlagen umge-
hen können.

Dies alles und noch viel mehr ist
in dem im vergangenen Jahr er-
schienenen Buch „In roten Schu-
hen“ nachzulesen. Bei Leseproben
während der Thüringen-Reise hatte
es den Zuhörern jedenfalls Vergnü-
gen gemacht.

Heidi Knake-Werner: Zum Beispiel
die Szene im Buch als es um die weib-
liche Form von Berufsbezeichnungen
geht.

Karola Stange: Wir gelernten DDR-
Frauen kannten das ja nicht anders.
Ich war Gartenbauingenieur.

Heidi Knake-Werner: Ich schildere,
wie Prof. Uwe-Jens Heuer von einer
Frau spricht, die Bauingenieur ist, da
ruft Ulla Jelpke dazwischen „Bauinge-
nieurin“. Der Professor ist genervt,
nimmt seine Tasche und will schon ge-
hen, als Gregor Gysi sagt: „Uwe, setzt
Dich wieder hin, soviel Zeit muss sein.“

Annette Rudolph dankt für das Inter-
view und empfiehlt: Heidi Knake-Werner
„In roten Schuhen -  Meine politischen
Wege“, Verlag Ulrike Helmer, 2011
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„In roten Schuhen“
Im Gespräch mit Heidi Knake-Werner, ehemalige Sozialsenatorin, und MdL Karola Stange

Die Runde aus Jugend- und Kom-
munalpolitikern, die am 28. März in
Bad Berka zu einer Diskussionsver-
anstaltung zusammengekommen
war, hatte sich schnell geeinigt: der
Begriff „Extremismus“ ist für sachli-
che Debatten ungeeignet. Es han-
delt sich um eine politische Kampf-
vokabel, die nur stigmatisieren soll.

Als wolle sie den Beweis dafür
besonders eindringlich führen, hat
die CDU ein 40-seitiges Pamphlet
veröffentlicht, in dem es vom „Ex-
tremismus“ wimmelt. Es richtet
sich, so der Titel, ausdrücklich ge-
gen „Die Linkspartei, ihre Politik
und ihre Funktionäre“. 

Die anhaltende Krise lässt bei
den Propagandisten des Asozialen
letzte Hemmungen fallen. So geht
die Hetzschrift denn auch hinsicht-
lich Perfidie und Aggressivität über
bisherige Angriffe der CDU weit
hinaus. Die politische Konkurrenz
von links wird nicht nur kriminali-
siert, sondern schier entmensch-
licht; im Untertitel heißt es: „Rück-
wärtsgewandt – demokratiefeind-
lich – gewaltbejahend – antisemi-
tisch“.

Aus dem Pamphlet tropft in je-
dem Detail blanker Hass. „Diese
Partei und ihre Vertreter müssen
vom Verfassungsschutz beobach-
tet werden“, natürlich einschließ-
lich der gewählten „Mandatsträ-
ger“, hetzen der oder die Autoren.

Ein paar Halunken finden sich ja
immer, für die CDU solche Drecks-
arbeit zu übernehmen. Es fehlte ih-
nen allerdings der Mut, den Namen
unter diese Art Aufruf zur politi-
schen Lynchjustiz zu setzen, eben-
so wenig dem oder der Verantwort-
lichen im Sinne des Pressegeset-
zes. „Herausgeber: CDU-Bundesge-
schäftsstelle“ – das ist alles.

Man sollte sich an die zahlrei-
chen Angriffe auf Büros der Links-
partei und ihrer Abgeordneten erin-
nern. Die Verantwortlichen des
CDU-Hetzpamphlets nehmen diese
Nebenwirkungen ihrer Demagogie
mindestens billigend in Kauf.
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DAS LETZTE …
von Stefan Wogawa

Politische Lynchjustiz

Heidi Knake-Werner: In Berlin sind
die Bildungseinrichtungen – und bei
Kindertagesstätten handelt es sich ja
zweifellos um solche – kostenfrei ge-
stellt. Das hat uns freilich immer wie-
der Diskussionen eingebracht, beson-
ders mit dem Finanzsenator. Die Kitas
gehörten jedoch nicht zu meinem Res-
sort. Ich war in der ersten Legislatur,
von Januar 2002 bis November 2006,
Senatorin für Gesundheit, Soziales und
Verbraucherschutz, das betraf die
Krankenhäuser, die Hartz IV-Empfän-
ger, alle sozialen Einrichtungen, die In-
tegration.

Karola Stange: Vor allem habt ihr es
geschafft, dass die sozialen Träger län-
gerfristige Perspektiven erhielten, da-
von sind wir in Thüringen meilenweit
entfernt. Auch was euren Behinderten-
fahrdienst betrifft. Gerade auch als Be-
hindertenpolitikerin blicke ich da ganz
neidisch nach Berlin. 

Heidi Knake-Werner: Wir hatten
mit den Organisationen und Vereinen
fünfjährige Verträge abgeschlossen,
ihnen also Planungssicherheit gege-
ben. So konnten wir die soziale Struk-
tur stabilisieren und weiter ausbauen.
Ich fand in diesem Zusammenhang
auch das Prinzip des Doppelhaushalts
hilfreich. Und was den Behinderten-
fahrdienst als Rufdienst betrifft, da
musste ich mich öfter mal zoffen mit
dem Finanzsenator, der übrigens Thilo
Sarrazin hieß. Mir wurde „Ausstat-
tungsvorsprung“ vorgeworfen.

Wie war eigentlich damals der
Start im Berliner Rathaus?

Heidi Knake-Werner: Ein Sprung
ins kalte Wasser, denn eigentlich wollte
ich das nicht. Sechs Leute durfte ich
mitbringen und hatte eine Verwaltung
mit 300 Mitarbeitern, dazu zwei Lan-

braucht Dich“ haben wir es z.B. ge-
schafft, verstärkt Migrantenkinder in
den öffentlichen Dienst zu bringen, ih-
re Ausbildungsquote erhöhte sich von
sechs auf 18 Prozent.

Karola Stange: Ich finde es auch
gut, dass ihr aus dem Ausländerbeauf-
tragten von Berlin einen Integrations-
beauftragten gemacht habt. Das ha-
ben wir in Thüringen nicht, fordern es
aber als LINKE schon lange. Und aus
eurem Gleichstellungsgesetz, mit dem
z.B. öffentliche Gelder an Frauenquo-
ten in den Betrieben gekoppelt wer-
den, haben wir, ich gebe es gerne zu,
für unseren Thüringer Gesetzentwurf
der Linksfraktion abgeschrieben.

Auch der Berliner ÖBS, der inzwi-
schen abgewickelt wurde, machte
bundesweit von sich reden?!

Heidi Knake-Werner: Das war dann
in der zweiten Legislatur ab November
2006, als ich Senatorin für Integration,
Arbeit und Soziales wurde und wir den
öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektor ausgebaut haben. Dazu kamen
unsere Bemühungen „Wohnen unter
Hartz IV-Bedingungen“ erträglich zu
gestalten. 

Ich glaube, da hatten wir die bundes-
weit humansten Regelungen, indem
wir das Gesetz immer wieder „interpre-
tiert“ haben. Bei insgesamt 200.000
Hartz IV-Empfängern mussten pro Jahr
höchstens 600 umziehen. Der Bundes-
arbeitsminister – damals SPD und Olaf
Scholz –  hatte dagegen vor dem Bun-
desverwaltungsgericht geklagt, letzt-
lich mussten wir vier Millionen Euro
Strafe zahlen.

Karola Stange: Und das Verhältnis
der PDS- bzw. LINKEN Senatoren zur
Fraktion im Abgeordnetenhaus, wie
hatte sich das entwickelt?

Programm, einer toll
sanierten Kinderta-
gesstätte unter Trä-
gerschaft eines El-
tern-Vereins. Bei al-
len Fortschritten in
der Kita-Betreuung
in Thüringen ist es
doch beeindruk-
kend, dass es in Ber-
lin gelang, die letz-
ten drei Kita-Jahre
beitragsfrei zu stel-
len….


